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1 Dieser Text greift pointiert Ergebnisse des Endberichts zur von Egger et al. durchgeführten Studie „Der Ökosozialstaat: 
Handlungsfelder eines ökologisch nachhaltigen Sozialstaates“ im Auftrag des Bundesministeriums für Soziales, Gesund-
heit, Pflege und Konsumentenschutz (2024) heraus und baut auf dem Vortrag „Die Rolle des österreichischen Sozialstaats 
in der sozialökologischen Transformation“ im Kontext der Sozoeknet-Veranstaltung „Auf dem Weg zum Klimasozialstaat“ 
am 14.03.2025 von Andrea Egger (EVACON) und Margit Schratzenstaller (WIFO) auf. 

ZUSAMMENFASSUNG 
Umweltzerstörung und Klimawandel bedrohen soziale, ökonomische und ökologische Grundla-
gen. Die sozial-ökologische Transformation erfordert daher eine aktive Rolle des Wohlfahrtsstaa-
tes. 

• Der Wohlfahrtsstaat muss über kompensatorische Aufgaben hinaus aktiv-transforma-
tiv wirken und Nachhaltigkeit mit sozialer Gerechtigkeit verbinden. 

• Sozialpolitische Instrumente – von Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik bis zu sozialer Si-
cherung und Infrastruktur – sind ökologisch zu modernisieren. 

• Sozialstaatliche Interventionen sind daran zu bemessen, ob sie planetare und soziale 
Grenzen respektieren, wobei ein Schwerpunkt auf hochwertigen Dienst- und Infra-
strukturleistungen statt auf reinen Geldtransfers liegen kann. 

ABSTRACT 
Environmental degradation and climate change threaten social, economic, and ecological foun-
dations. The socio-ecological transformation therefore requires the welfare state to play an ac-
tive role. 

• The welfare state must go beyond compensatory functions and take on an active trans-
formative role, linking sustainability with social justice. 

• Social policy instruments – from labour market and education policy to social security 
and infrastructure – need to be modernized in an ecological way. 

• Welfare state interventions should be assessed based on their ability to respect plane-
tary and social boundaries, with a stronger focus on high-quality services and infra-
structures rather than purely monetary transfers. 
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1 VOM TRADITIONELLEN ZUM TRANSFORMATIVEN SOZIALSTAAT 

1.1 Der Sozialstaat ist gleichermaßen Subjekt und Objekt des (ökologischen) 
Wandels 

Der traditionelle Sozialstaat – d. h. die klassischen Systeme sozialer Absicherung gegen Markt-
und Lebensrisiken – kann nicht mehr isoliert von Umwelt- und Klimafragen gedacht werden: Die 
vielfältigen Herausforderungen des Klimawandels verlangen, dass soziale Sicherungssysteme 
auch Fragen der ökologischen Nachhaltigkeit berücksichtigen. Dies ist, wie im Folgenden weiter 
ausgeführt wird, zum einen der Fall, da der Klimawandel neue Risiken und Vulnerabilitäten her-
vorbringt, gegen die der Sozialstaat absichern muss (z. B. Gesundheitsrisiken oder Risiken durch 
Extremwetterereignisse). Zum anderen müssen auch die Maßnahmen zur Klimawandelanpas-
sung sozial gerecht ausgestaltet werden (wie es z. B. durch den Klimabonus angestrebt wurde). 
Doch sozialstaatliche Instrumente erlauben es nicht nur, auf geänderte Situationen zu reagieren, 
sondern sie können auch aktiv und gezielt eingesetzt werden, um einen ökologisch nachhalti-
gen Wandel zu unterstützen (z. B. durch Umschulungsprogramme). Subventionen oder Trans-
ferleistungen sollen dabei klimafreundliches Verhalten fördern (z. B. Zuschüsse für Gebäudesa-
nierung, nachhaltige Mobilität), anstatt klimaschädliche Strukturen (z. B. fossile Energieträger) zu 
zementieren. 

1.2 Der Klimawandel erzeugt neue Formen von Betroffenheiten, die sich in 
verschiedenen Dimensionen manifestieren und bestehende gesellschaftliche 
Ungleichheiten verstärken können 

Die neu entstehenden Betroffenheiten und Vulnerabilitäten sind komplex verschränkt und er-
fordern ein integriertes Verständnis, das individuelle und institutionelle Aspekte gleichermaßen 
berücksichtigt, damit eine nachhaltige und sozial gerechte Anpassung gelingen kann. Zu beach-
ten sind dabei – wie etwa Fuchs/Thaler (2018), Menges/Traub (2012) sowie Papathoma-Köhle/ 
Fuchs (2020) diskutieren – folgende Dimensionen: 

• Physische Dimension: Die physische Betroffenheit zeigt sich vor allem in gesundheit-
lichen Risiken und materiellen Schäden. Hitzewellen erhöhen die Mortalität und Mor-
bidität, insbesondere bei Personen mit Vorerkrankungen sowie bei Kindern und älte-
ren Menschen (Schlegel et al. 2021). Hinzu kommen Schäden an Infrastrukturen durch 
Extremwetterereignisse wie Starkregen, Überschwemmungen oder Stürme. Diese Ent-
wicklungen stellen nicht nur eine direkte Bedrohung für die physische Integrität von 
Menschen dar, sondern beeinträchtigen auch die Funktionsfähigkeit zentraler Versor-
gungs- und Verkehrssysteme. 

• Wirtschaftliche Dimension: Direkte Kosten entstehen durch Ernteausfälle, gesund-
heitliche Beeinträchtigungen und Infrastrukturzerstörungen. Indirekt resultieren zu-
sätzliche Belastungen aus Klimaschutzmaßnahmen und Anpassungsstrategien, etwa 
durch Investitionen in Resilienzmaßnahmen oder durch Lenkungsabgaben. Diese Kos-
ten treffen Bevölkerungsgruppen und Wirtschaftssektoren in unterschiedlicher Inten-
sität und bergen daher das Risiko sozialer Spannungen (Helldén et al. 2021). 

• Psychische Dimension: Auch die psychische Gesundheit wird durch den Klimawandel 
sowohl unmittelbar, etwa durch Hitzeereignisse oder Katastrophen wie Überschwem-
mungen und Waldbrände, als auch mittelbar, etwa in Form von Klimaangst oder Ohn-
machtsgefühlen oder aufgrund des Verlusts vertrauter Lebensgrundlagen, beeinflusst. 
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Ungleich verteilte Belastungen können zudem mit Konfliktpotenzialen einhergehen, 
wenn tatsächliche oder empfundene Schieflagen als ungerecht wahrgenommen wer-
den. Auch ein erhöhtes Aggressionspotenzial bei Hitze ist empirisch nachgewiesen 
(Miles-Novelo/Anderson 2019). 

• Soziale Dimension: Besonders vulnerabel sind Bevölkerungsgruppen, die aufgrund 
von Alter, Gesundheit, Einkommen oder formalem Bildungsniveau über geringere An-
passungsressourcen verfügen, wobei Frauen überproportional betroffen sind. Darüber 
hinaus sind Menschen in prekären Lebensverhältnissen oftmals stärker exponiert, etwa 
wenn sie in schlecht isolierten Wohnungen oder besonders gefährdeten Gebieten le-
ben. Hinzu kommt, dass Klimaschutzmaßnahmen einkommensschwache Haushalte 
stärker belasten können, etwa durch höhere Preise infolge von Lenkungssteuern. 
Die soziale Dimension macht deutlich, dass der Klimawandel bestehende Marginalisie-
rungen vertieft. 

• Institutionelle Dimension: Auch das Leistungsangebot der öffentlichen Hand wird 
von der Klimaerwärmung berührt. Sozialstaatliche Aufgaben und deren Finanzierungs-
grundlagen geraten unter Druck, da einerseits neue Bedarfe entstehen (z. B. Gesund-
heits- und Katastrophenschutz) und andererseits ökonomische Belastungen durch Kli-
mawandelfolgen die Steuer- und Abgabenbasis beeinträchtigen können. Es werden 
daher Anpassungen in der Leistungserstellung und -finanzierung erforderlich, um 
die Funktionsfähigkeit öffentlicher Institutionen langfristig zu sichern. 

1.3 Ein ökologisch nachhaltiger Sozialstaat muss verstärkt auch eine transformative 
Rolle einnehmen 

Der klassische Sozialstaat erfüllt traditionell drei zentrale Rollen, denn er agiert erstens kompen-
satorisch, indem er soziale Risiken wie Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Alter absichert, zweitens 
investiv, indem er durch Bildung, Qualifizierung oder Familienpolitik die gesellschaftliche Teil-
habe stärkt, und drittens präventiv, indem er versucht, Risiken durch vorbeugende Maßnahmen 
zu reduzieren. Abbildung 1 verdeutlicht, dass der Wandel vom klassischen Sozialstaat zum Öko-
sozialstaat zusätzlich zur Fortführung dieser Funktionen auch deren Ergänzung um eine trans-
formative Rolle erfordert. 
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Abbildung 1: Transformationsprozess vom Sozialstaat zum Ökosozialstaat 

Quelle: eigene Darstellung 

Traditionelle sozialstaatliche Instrumente können teils unbeabsichtigt Vulnerabilitäten erhöhen, 
etwa wenn sie klimaschädliche Strukturen absichern. Über negative Rückkopplungen verstär-
ken sich so die Belastungen für vulnerable Gruppen. Der Übergang zum Ökosozialstaat setzt ge-
nau an diesem Punkt an. Ein solcher übernimmt zusätzlich eine transformative Funktion, die da-
rauf abzielt, gesellschaftliche Strukturen aktiv im Sinne von Klimaschutz und Nachhaltigkeit um-
zubauen. Diese neue Rolle wirkt, wie in Abbildung 1 illustriert, in mehrfacher Hinsicht. So kön-
nen transformative Instrumente darauf abzielen, Vulnerabilitäten zu senken, indem sie Klimari-
siken kompensieren, aber auch die Ursachen der Risiken – d. h. klimaschädliche Strukturen – 
direkt verändern (Mandelli 2023). 

Deutlich wird demnach, dass vulnerable Gruppen im Zentrum des Transformationsprozesses 
stehen. Sie lassen sich durch verschiedene Handlungsfelder – Erwerbsarbeit, Familie, Pflege, 
Wohnen, Mobilität und Gesundheit – definieren, wobei Klimawandel und Klimapolitik sowohl 
direkt als auch indirekt auf die entsprechenden Lebenslagen einwirken. Während klassische so-
zialstaatliche Maßnahmen in diesen Feldern Risiken abfedern, eröffnet die transformative Rolle 
die Möglichkeit, die Handlungsfelder selbst nachhaltig umzugestalten, etwa durch grüne Ar-
beitsplätze, energieeffizientes Wohnen oder klimafreundliche Mobilität. Der Sozialstaat wird da-
durch von einem reaktiven Absicherungsinstrument zu einem gestaltenden Akteur der sozial-
ökologischen Transformation. 

1.4 Ein ökologisch nachhaltiger Sozialstaat fördert und beschleunigt die sozial-
ökologische Transformation durch Intervention und Koordination 

Freilich bedeutet dies keine Abwendung von den kompensatorischen, investiven und präventi-
ven Funktionen des Sozialstaates. Vielmehr gewinnen diese sogar an Bedeutung, da Klimaver-
änderungen und Umweltzerstörung hohe gesundheitliche, soziale und wirtschaftliche Kosten 
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verursachen (Frondel et al. 2017). Der Staat wird aber zusätzlich zu einem aktiven Gestaltungs-
akteur, der den Übergang zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung auf zwei 
zentralen Ebenen fördert und beschleunigt. Zum einen erfordert die Transformation eine breite 
Palette staatlicher Interventionen und Steuerungsinstrumente, so etwa Regulierungen, die kli-
maschädliche Praktiken begrenzen, Förderungen für klimafreundliche Innovationen und sozial 
gerechte Anpassungsmaßnahmen, Steuern und Abgaben, die ökologische Kosten internalisie-
ren und gleichzeitig sozial ausgeglichen gestaltet sind, Infrastrukturen, die nachhaltige Lebens-
weisen ermöglichen (z. B. öffentlicher Verkehr, energieeffiziente Wohnformen), sowie Bewusst-
seinsbildung, die gesellschaftliche Akzeptanz für die Transformation schafft und gemeinsame 
Zukunftsbilder fördert. Zum anderen kann die Transformation nur gelingen, wenn unterschied-
liche Politikbereiche kohärent zusammenwirken. Der Ökosozialstaat muss deshalb Mechanis-
men schaffen, die ressort- und ebenenübergreifend wirksam werden. Diese umfassen eine ge-
samtstaatliche Strategie zur Implementierung sozial-ökologischer Zielsetzungen, institutionali-
sierte Kooperation zwischen Ministerien, Gebietskörperschaften und Sozialpartnern sowie eine 
vertikale Mehrebenenkoordination, die nationale, regionale und lokale Ebenen miteinander ver-
zahnt. Nur durch diese verstärkte Koordination lassen sich Zielkonflikte vermeiden und Syner-
gien nutzen – etwa zwischen Klima-, Sozial-, Steuer- und Arbeitsmarktpolitik. 

2 DER ÖKOLOGISCH NACHHALTIGE SOZIALSTAAT IN DER PRAXIS 

2.1 Die Arbeitsmarktpolitik ist ein zentraler Hebel in einem ökologisch nachhaltigen 
Sozialstaat: Sie sichert Übergänge ab, gestaltet aber auch 
Beschäftigungsstrukturen aktiv im Sinne von Nachhaltigkeit, Resilienz und 
sozialer Gerechtigkeit 

Bereits in Abbildung 1 wurde die Erwerbsarbeit als eines der zentralen Handlungsfelder, durch 
welche die neuen Vulnerabilitäten definiert werden, erkannt. Zugleich ist die Arbeitsmarktpolitik 
ein Feld, in dem der Wandel von einem traditionellen Sozialstaat zu einem Ökosozialstaat be-
sonders deutlich gemacht werden kann. Denn in einem traditionellen Sozialstaat liegt der Fokus 
klassischerweise zunächst auf der Einkommenssicherung: Wenn Arbeitsplätze (z. B. in der Auto-
mobilindustrie) verlorengehen, greift die Arbeitslosenversicherung. In der aktiven Arbeitsmarkt-
politik geht das Vorgehen zwar über eine reine finanzielle Unterstützung hinaus, die Maßnah-
men weisen aber auch dann in aller Regel keinen zwangsläufigen Bezug zu ökologischen Zielen 
auf. Der Ökosozialstaat hingegen unterstützt nicht nur beim Abfedern von Verlusten, sondern 
steuert aktiv den Übergang in eine klimafreundliche Beschäftigungsstruktur. Dies kann etwa 
Umschulungen und Weiterbildungen inkludieren, durch die Beschäftigte (z. B. in fossilen Indust-
rien) gezielte Qualifizierungen für Jobs in erneuerbaren Energien, Gebäudesanierung oder nach-
haltiger Landwirtschaft erhalten, sowie auch Transformationsfonds, durch die staatliche Mittel 
den Strukturwandel in betroffenen Regionen unterstützen, oder Green-Jobs-Programme, die 
mit (an ökologische Kriterien, wie z. B. Energieeffizienz, gekoppelten) staatlichen Förderungen 
für Unternehmen einhergehen, die nachhaltige Arbeitsplätze schaffen. Sozialstaatliche Regelun-
gen sorgen darüber hinaus aber auch dafür, dass Berufe, die besonders von Klimawandelfolgen 
betroffen sind (z. B. in den Bereichen Bau und Landwirtschaft), besseren Schutz erhalten, so et-
wa Hitzeschutzmaßnahmen, kürzere Arbeitszeiten bei Extremwetter oder eine angepasste Kran-
ken- bzw. Ausfallversicherung. 
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Die Transformation vom klassischen Sozialstaat zum Ökosozialstaat impliziert für die Arbeits-
marktpolitik also eine deutlich erweiterte Verantwortung. Grob gilt es, die Erwerbsarbeit unter 
ökologischen Gesichtspunkten nachhaltiger zu organisieren, die Arbeitsplätze umweltfreundli-
cher zu gestalten und Schutzmaßnahmen für Arbeitnehmer:innen zu treffen, die negativen Kli-
mawandelfolgen ausgesetzt sind. Die zentralen Ansatzpunkte, die im Detail auch in Bock-Schap-
pelwein et al. (2023) diskutiert werden, lassen sich dabei wie folgt zusammenfassen. 

2.1.1 Aktive Arbeitsmarktpolitik und (Re-)Qualifizierung 

Die ökologische Transformation führt zu erheblichen sektoralen Verschiebungen auf dem Ar-
beitsmarkt. Betroffen sind insbesondere energie- und ressourcenintensive Industrien sowie Tei-
le der Bau- und Verkehrssektoren (Schneider 2023). Um soziale Folgen abzufedern, benötigen 
Beschäftigte aus den entsprechenden Branchen Unterstützung bei der Gestaltung von Über-
gängen in neue Tätigkeitsfelder. Eine aktive Arbeitsmarktpolitik gewinnt hierbei an strategischer 
Bedeutung und umfasst neben finanzieller Absicherung auch gezielte (Re-)Qualifizierungsmaß-
nahmen, um Arbeitskräfte für Berufe in zukunftsfähigen Bereichen, wie erneuerbaren Energien, 
Kreislaufwirtschaft, nachhaltiger Mobilität oder ökologischen Dienstleistungen, zu befähigen. 
Relevant sind in diesem Kontext auch solche Arbeitsfelder, die zwar nicht im eigentlichen Sinn 
„grün“ sind, die aber mit einem vergleichsweise geringen Ressourceneinsatz einen großen Bei-
trag zur existenziellen Sicherung leisten, wie es etwa im Pflegebereich der Fall ist. Generell zeig-
te sich in der Vergangenheit oftmals, dass Beschäftigte aus „Polluting Jobs“ eher in „neutrale“ als 
in „grüne“ Jobs abwanderten, was mit nicht direkt miteinander korrespondierenden Qualifika-
tionsprofilen in Verbindung steht (Vona et al. 2018). Förderlich können vor diesem Hintergrund 
Teilqualifizierungen für stark nachgefragte grüne Berufsfelder sein, wie im handwerklich-techni-
schen bzw. naturwissenschaftlich-technischen Bereich (Bock-Schappelwein et al. 2023). Diese 
sollten so ausgestaltet sein, dass sie einen sofortigen (angeleiteten) Arbeitseinsatz ermöglichen 
und eine Anschlussqualifizierung für (Facharbeits-)Berufe vorsehen. Dies ist aktuell bei der in Ös-
terreich eingerichteten Umweltstiftung, einer Arbeitsstiftung, der Fall. 

2.1.2 Förderung nachhaltiger Beschäftigung 

Die Entstehung neuer Arbeitsplätze im Rahmen der ökologischen Transformation ist an politi-
sche Steuerungsmechanismen gebunden. Förderungen, Subventionen und steuerliche Entlas-
tungen können gezielt an ökologische Kriterien geknüpft werden, um Investitionen in nachhal-
tige Branchen zu begünstigen. Dadurch kann der österreichische Arbeitsmarkt strukturell in 
Richtung „grüner“ Beschäftigung verschoben werden. Langfristig können Klima- und Umwelt-
schutzmaßnahmen, die die Auswirkungen des Klimawandels begrenzen, demnach dazu beitra-
gen, die Erwerbsarbeit abzusichern. Gleichzeitig bleibt das erwerbszentrierte Modell als Kern so-
zialer Sicherung im Wohlfahrtsstaat erhalten (Bothfeld 2022). 

2.1.3 Soziale Absicherung im Wandel 

Der ökologische Umbau birgt Übergangsrisiken, insbesondere in Form von Arbeitsplatzverlus-
ten und Einkommenseinbußen. Ein ökologisch nachhaltiger Sozialstaat muss diese Risiken 
durch adäquate Absicherungsmechanismen abfedern und zugleich die Reintegration in den Ar-
beitsmarkt unterstützen (Walker 2013; Huang/Yao 2023). Damit wird die Legitimität der ökolo-
gischen Transformation gestärkt und deren soziale Akzeptanz gesichert (Menges/Traub 2012). 
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2.1.4 Regionale sozial-ökologische Zusammenarbeit 

Da die Auswirkungen des Strukturwandels regional unterschiedlich ausfallen, sind regionale 
Verwerfungen, wenn es etwa in manchen Regionen zu Arbeitsplatzzuwächsen und in anderen 
zu Arbeitsplatzverlusten kommt, nicht auszuschließen. In diesem Kontext sind eine enge Ver-
zahnung von Arbeitsmarktpolitik mit regionaler Wirtschafts-, Umwelt- und Sozialpolitik sowie 
eine verstärkte räumliche Differenzierung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen erforderlich. Re-
gionen, die besonders von klimapolitischen Anpassungen, wie dem Ausstieg aus fossilen Ener-
gieträgern, betroffen sind, benötigen spezifische Transformationsfonds sowie Standortstrate-
gien, die regionale Arbeitsmarktstabilität sichern. Hierzu finden sich u. a. in Spanien und 
Deutschland Erfahrungen (Egger et al. 2024), aber auch bei vergangenen Strukturwandelpro-
zessen in Österreich. 

2.1.5 Arbeitnehmer:innenschutz 

Die zunehmenden physischen Belastungen durch Hitzewellen oder Extremwetterereignisse er-
fordern eine Anpassung des Arbeitsschutzes (ILO 2019; Union of Concerned Scientists 2021). 
Hitzestress kann dabei mit einer Abnahme der Arbeitsproduktivität, aber etwa auch mit Entzün-
dungsreaktionen, Zellschädigungen oder gar lebensgefährlichem Hitzschlag in Verbindung ste-
hen (AUVA 2016; Flouris et al. 2018; Mora et al. 2017). (Flexible) Arbeitszeit- und Pausenregelun-
gen, Schutzmaßnahmen gegen Hitze, gesundheitsförderliche Arbeitsplatzgestaltung und spezi-
fische Vorkehrungen in besonders gefährdeten Branchen (z. B. Bau oder Landwirtschaft, aber 
etwa auch Kranken- und Pflegeeinrichtungen, in denen überwiegend Frauen arbeiten) werden 
zu zentralen Elementen. Der Schutz vulnerabler Gruppen auf dem Arbeitsmarkt ist prioritär. 

2.1.6 Anpassungsförderung für Betriebe (KMUs) 

Unternehmen, insbesondere kleine und mittlere Betriebe, benötigen Unterstützung bei Investi-
tionen in Forschung und Entwicklung im Bereich Umwelttechnologien. Die Arbeitsmarktpolitik 
kann hierzu über Förderprogramme, Beratung und Netzwerkbildung beitragen. Dazu gehören 
auch die Förderung von Betriebsansiedlungen nachhaltiger Unternehmen, die Unterstützung 
bei der kreislaufwirtschaftlichen Transformation von Wertschöpfungsketten sowie Lösungen 
für Recycling und Ressourcenschonung. 

2.1.7 Emissionsreduktion berufsbezogener Mobilität 

Ein relevanter Ansatzpunkt liegt in der Reduktion von Emissionen, die durch Arbeitswege und 
Dienstreisen entstehen. Arbeitsmarktpolitische und über die Arbeitsmarktpolitik hinausgehen-
de Maßnahmen können etwa Anreize für klimafreundliche Pendel- und Geschäftsreisemodelle, 
die Förderung von Homeoffice-Strukturen, den Ausbau öffentlicher Mobilitätsangebote (sowie 
auf flexible Arbeitszeiten abgestimmte ÖV-Fahrpläne), den stärkeren Einsatz von Linien- und 
On-Demand-Verkehr sowie die Reduktion der Zersiedelung einbeziehen (BMK 2021; Döller/ 
Fuhrmann 2023; Kletzan-Slamanig et al. 2022). Gewerkschaftsseitig liegt diesbezüglich der Vor-
schlag zu einem verpflichtenden Mobilitätsmanagement für größere Betriebe vor, das etwa auf 
geförderte ÖV-Tickets, Radabstellplätze, Lademöglichkeiten für E-Bikes und E-Autos, Firmen-
fahrgemeinschaften und Firmenbusse abstellen könnte. 
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2.1.8 Ökologisch nachhaltige und klimafitte Arbeitsplatzgestaltung 

Die Arbeitsplätze selbst müssen im Zuge der Transformation ökologisch nachhaltig gestaltet 
werden. Dies betrifft sowohl die Bauweise und Energieversorgung von Arbeitsstätten (z. B. ener-
gieeffiziente Heiz- und Kühlsysteme, Green IT) als auch die Arbeitsorganisation (BMK 2021; Gon-
serkewitz et al. 2021). Letzteres kann etwa die Anpassung der Arbeitsaufgaben, die Nutzung von 
Gleitzeitregelungen oder auch Homeoffice und die Lockerung von Bekleidungsregeln bis hin zu 
saisonal angepassten Arbeitszeitregelungen meinen (Bauer et al. 2022; Gabriel/Bux 2022). 

2.2 Der Ökosozialstaat versteht sich als Ordnungsrahmen und als übergeordnetes 
Leitprinzip für das Handeln sämtlicher politischer Akteur:innen eines 
zukunftssicheren politischen Systems 

Die Integration ökologischer Nachhaltigkeit in den Sozialstaat darf nicht als nachrangige Zusatz-
aufgabe verstanden werden. Tatsächlich gilt es, die Ziele der Sozial- und Klimapolitik als sub-
stanziell äquivalent zu begreifen: Beide adressieren zentrale Gefährdungen des gesellschaftli-
chen Wohlergehens. Gesundheitsrisiken durch Hitzewellen, soziale Härten durch Extremwetter 
oder psychische Belastungen durch Klimaängste zeigen, dass Klimafolgen ebenso wie klassische 
soziale Risiken die gesamte Bevölkerung betreffen. Damit erhält die ökologische Dimension eine 
vergleichbare Legitimation wie soziale Sicherheit. 

Gefragt ist daher eine umfassende Transformation des Sozialstaates, auf deren Basis Entschei-
dungen stets (auch) dahin gehend zu beurteilen sind, inwiefern sie dazu beitragen, dass plane-
tare Grenzen nicht über- und soziale Grenzen nicht unterschritten werden, ohne dass dies zu-
lasten der (klassischen) Sozialpolitik ginge. Vielmehr ist der Erfolg von Sozialpolitik nicht mehr 
vorwiegend an der Höhe und dem Wachstum sozialstaatlich motivierter (insbesondere mone-
tärer) Leistungen zu messen, sondern stärker an ihren Ergebnissen in Bezug auf ihren Beitrag zur 
Befriedigung individueller wie auch kollektiver Bedürfnisse. Dies erfordert auch eine stärkere Be-
rücksichtigung der Strukturen sozialstaatlicher Leistungen sowie – je nach sozialstaatlichem 
Handlungsfeld in unterschiedlichem Ausmaß – eine Verschiebung von Geldleistungen hin zu 
flächendeckenden hochwertigen Dienst- und Sachleistungen und sozial-ökologischen Infra-
strukturmaßnahmen. Zugleich bedarf es einer engen Koordination mit der Budget- und Steuer-
politik, um Zielkonflikte zu vermeiden: Ökologische Lenkungsinstrumente wie die CO2-Beprei-
sung müssen sozialverträglich gestaltet werden, während sozialstaatliche Transfers ökologische 
Fehlanreize vermeiden sollten. Der Ökosozialstaat wird so zu einer integrativen Plattform, die 
unterschiedliche Politikfelder systematisch miteinander verschränkt. 

Ein solcher Wandel kann nicht „top-down“ verordnet werden, sondern muss durch Partizipation 
auf Augenhöhe zwischen Staat, Arbeitnehmer:innen, Unternehmen und Zivilgesellschaft getra-
gen werden. Die Entwicklung gemeinsamer positiver Zukunftsbilder ist zentral, um die Transfor-
mation nicht als Bedrohung, sondern als Chance wahrzunehmen. Partizipative Prozesse erhö-
hen nicht nur die Legitimität, sondern auch die Wirksamkeit der Transformation, da sie unter-
schiedliche Perspektiven bündeln und gesellschaftliche Akzeptanz sichern. 
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3 ABSCHLUSSBEMERKUNGEN 

3.1 Der Sozialstaat erlebt eine „doppelte Transformation“ – sozial und ökologisch 

Klassische Sozialstaaten entstanden, um Menschen gegen Markt- und Lebensrisiken abzusi-
chern. Heute braucht es zusätzlich die Absicherung gegen ökologische Krisen und die Unter-
stützung beim Übergang in eine klimaverträgliche Wirtschafts- und Lebensweise; der Sozialstaat 
wird also zu einem Hebel für die ökologische Transformation. Diese transformative Rolle unter-
scheidet sich qualitativ von den klassischen Funktionen, weil sie nicht nur einzelne Risiken kom-
pensiert oder präventiv reduziert, sondern aktiv auf die gesellschaftlichen Strukturen selbst ein-
wirkt, sodass ökologische Nachhaltigkeit und die Resilienz gegenüber Klimafolgen sowie soziale 
Ungleichheit zugleich bearbeitet werden. Der Ökosozialstaat übernimmt damit eine doppelte 
Aufgabe: Er schützt vor den Risiken des Klimawandels und gestaltet zugleich den gesellschaft-
lichen Wandel aktiv mit. Als demzufolge gestaltender Akteur in der ökologischen Transforma-
tion zielt er darauf ab, unterschiedliche Ziele zu erreichen und miteinander zu versöhnen, so 
etwa 

• die Förderung nachhaltiger Beschäftigung (z. B. Umschulungen und Qualifizierungen 
für Arbeitsplätze in zukunftsfähigen Branchen, gekoppelt an ökologische Kriterien), 

• die Umgestaltung von Leistungsstrukturen, d. h., sozialstaatliche Unterstützung wird 
so ausgerichtet, dass sie nicht klimaschädliche Verhaltensweisen stützt, sondern klima-
freundliche Praktiken fördert (z. B. Förderung nachhaltiger Wohnformen oder nachhal-
tiger Mobilität), 

• die Stärkung gesellschaftlicher Resilienz, d. h. die Anpassung an neue Risiken wie Hitze-
wellen oder Extremwetter, verbunden mit einem Umbau der sozialen Sicherungssys-
teme, damit sie ökologische Krisen systematisch berücksichtigen, und 

• umfassende Gerechtigkeit in der Transformation, d. h., der Sozialstaat übernimmt eine 
Schlüsselrolle, um Verteilungswirkungen der Klima- und Umweltpolitik auszugleichen 
und dadurch zu verhindern, dass einkommensschwache Gruppen überproportional 
belastet werden. 

Zu denken ist dies stets auch im Kontext einer normativen Neuausrichtung im Sinne intergene-
rationeller Gerechtigkeit sowie des Einbezugs zukünftiger Generationen in die Verantwortungs-
gemeinschaft (Aigner et al. 2021). Denn während der traditionelle Sozialstaat stark auf Umver-
teilung zwischen Einkommensgruppen oder Altersgruppen fokussiert, berücksichtigt ein ökolo-
gisch nachhaltiger Sozialstaat auch die Gerechtigkeit zwischen heutigen und künftigen Genera-
tionen, zielt also darauf ab, dass heutige Sicherung nicht auf Kosten der Umwelt von morgen 
geschieht. Damit verändert sich auch die Legitimationsbasis sozialstaatlicher Politik – nicht 
nur Gleichheit und Solidarität zwischen sozialen Gruppen sind relevant, sondern auch Verant-
wortung und Fairness über die Zeit hinweg. Dabei gilt stets: Klimaschutz und soziale Sicherheit 
dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden – sie gehen Hand in Hand. 
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